Handel 

Angestellte
2
Wiedereingliederungsteilzeit



Zwischen der 

	Firma ........................................................................................................


(im Folgenden Arbeitgeber genannt)

und
	Herrn/Frau .................................................................................................


(im Folgenden Arbeitnehmer genannt)

wird nachstehende 

vereinbarung über eine 

Wiedereingliederungsteilzeit

gem. § 13a AVRAG 
getroffen:
1.
Zu den Voraussetzungen für diese Vereinbarung:

· Das gegenständliche Dienstverhältnis ist seit dem .................... und somit am heutigen Tag seit zumindest 3 Monaten aufrecht.

· Der Arbeitnehmer befindet sich seit dem .......................... im Krankenstand. Dieser Krankenstand hat am heutigen Tag daher bereits mehr als 6 Wochen ununterbrochen gedauert.

· Die schriftliche ärztliche Stellungnahme des Arztes / der Ärztin ......................... vom ..................... bestätigt, dass die Arbeitsfähigkeit des Arbeitnehmers im Rahmen einer Wiedereingliederungsteilzeit ab dem ........................ gegeben ist.
· Die erforderliche Beratung des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers über die Gestaltung der Wiedereingliederungsteilzeit hat im Rahmen des Wiedereingliederungsmanagements nach dem Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz stattgefunden und am ................... geendet. Diese Beratung hat sich auch auf den zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber vereinbarten Wiedereingliederungsplan (Beilage A) dieser Vereinbarung erstreckt.

oder:

Die erforderliche Beratung des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers über die Gestaltung der Wiedereingliederungsteilzeit im Rahmen des Wiedereingliederungsmanagements nach dem Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz hat nicht stattgefunden. Aus diesem Grund ist diese Vereinbarung nur dann rechtswirksam, wenn entweder ein Arbeitsmediziner oder das arbeitsmedizinische Zentrum der vorliegenden Wiedereingliederungsvereinbarung und dem Wiedereingliederungsplan (Beilage A) bereits nachweislich zugestimmt hat.

· Der mit der arbeitsmedizinischen Betreuung des Betriebs gem. § 79 Abs.1 ASchG betraute Arbeitsmediziner ......................................... war bei der Erstellung des Wiedereingliederungsplans (Beilage A)
· beigezogen.
· nicht beigezogen.
oder:

· Das mit der arbeitsmedizinischen Betreuung des Betriebs gem. § 79 Abs.1 ASchG betraute arbeitsmedizinische Zentrum ..................................... war bei der Erstellung des Wiedereingliederungsplans (Beilage A) 
· beigezogen.
· nicht beigezogen.
2. Beginn und Ende der Wiedereingliederungsteilzeit:

· Die Wiedereingliederungsteilzeit beginnt am zweiten Montag, der auf jenen Tag folgt, an dem der Arbeitgeber die gem. § 143d Abs.6 ASVG vorgesehen Mitteilung der GKK über die Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes zugestellt erhalten hat.
· Die Wiedereingliederungsteilzeit wird für die Dauer von ... Monaten vereinbart und entspricht somit der gesetzlichen Vorgabe einer Dauer von mindestens einem Monat bis zu sechs Monaten.
· Die Wiedereingliederungsteilzeit endet mit dem Ablauf jenes Tages, an dem der Anspruch des Arbeitnehmers auf Wiedereingliederungsgeld endet.

· Entfällt der Anspruch des Arbeitnehmers auf Auszahlung des Wiedereingliederungsgeldes, endet die Wiedereingliederungsteilzeit mit dem der Entziehung des Wiedereingliederungsgeldes folgenden Tag.
3. Arbeitszeit und Entgelt:

· Die wöchentliche Normalarbeitszeit der Wiedereingliederungsteilzeit beträgt ............... Stunden, und entspricht somit der gesetzlichen Vorgabe einer Herabsetzung der bisherigen wöchentlichen Normalarbeitszeit um mindestens ein Viertel und höchstens die Hälfte, jedoch nicht unter 12 Stunden.
· Das Ausmaß der vereinbarten wöchentlichen Normalarbeitszeit wird ihrer Lage nach folgendermaßen auf die einzelnen Tage der Woche verteilt: 
Montag: 
von ..... Uhr 
bis ..... Uhr

Dienstag: 
von ..... Uhr 
bis ..... Uhr

Mittwoch: 
von ..... Uhr 
bis ..... Uhr

Donnerstag: 
von ..... Uhr 
bis ..... Uhr

Freitag: 
von ..... Uhr 
bis ..... Uhr

Samstag: 
von ..... Uhr 
bis ..... Uhr

Sonntag: 
von ..... Uhr 
bis ..... Uhr

· Während der Wiedereingliederungsteilzeit kommt Gleitzeit nicht zur Anwendung, zumal in der Betriebsvereinbarung vom ...............  ausdrücklich vereinbart worden ist, dass die Betriebsvereinbarung über die gleitende Arbeitszeit auf Dienstverhältnisse, die den Regelungen der Wiedereingliederungsteilzeit unterliegen, nicht anzuwenden ist.

· Während der Wiedereingliederungsteilzeit erhält der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber ein monatliches Gehalt / einen monatlichen Lohn in der Höhe von  € .......... brutto.

Der Anspruch des Arbeitnehmers gegenüber der GKK auf Wiedereingliederungsgeld nach § 143d ASVG bleibt davon unberührt.
· Der Arbeitgeber entrichtet an den zuständigen Sozialversicherungsträger die Sozialversicherungsbeiträge entsprechend der Beitragsgrundlage nach der Herabsetzung der Normalarbeitszeit. Die Beiträge zur betrieblichen Mitarbeitervorsorge werden jedoch gemäß § 6 Abs. 4 BMSVG auf Basis der früheren Arbeitszeit des Arbeitnehmers vor Herabsetzung der Normalarbeitszeit entrichtet.

· Wird das Arbeitsverhältnis während der Wiedereingliederungsteilzeit durch unberechtigte Entlassung oder berechtigten vorzeitigen Austritt beendet, so ist der Berechnung des Ersatzanspruches das ungeschmälerte Entgelt, das ohne die gegenständliche Vereinbarung zugestanden wäre, zugrunde zu legen.
· Wird das Arbeitsverhältnis während der Wiedereingliederungsteilzeit beendet, ist Berechnungsgrundlage der Urlaubsersatzleistung bzw. der gesetzlichen Abfertigung (Abfertigung Alt) die frühere Arbeitszeit des Arbeitnehmers vor Herabsetzung der Normalarbeitszeit.
	....................................,
	am ..............................

	Ort
	Datum


	................................................
	.................................................

	Arbeitgeber
	
	
	gelesen und ausdrücklich einverstanden
Arbeitnehmer


· Falls nicht zutreffend, bitte streichen!


